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Stadt und Land.

Von kiescrZcit-
schrist erscheine»
wöchentlich zwei
Nummern, sede
zu minvestcnS

Bogen.

Fünfter Jahrgang.

Mittwoch, 12. Mai. L84V . 38.

Das Bürgerschulwesen in der Stadt
Oldenburg.

(Beschluß.)

In der am 24. April über den Gegenstand ge¬
pflogenen Berathung des Stadtraths kam etwa Fol¬
gendes vor.

Es sei nicht zu verkennen, daß der gemachte Vor¬
schlag in sich viel Unhaltbares habe. Man möge nur
bedenken, daß der für den einjährigen Kursus anzu¬
stellende Lehrer in 24 Stunden wöchentlich in den
verschiedenartigsten  Fächern den Unterricht er-
thcilen solle. Unmöglich sei es aber, einen  Lehrer
zu finden, der für diese verschiedenartigsten Lehrgegen¬
stände genüge, und schwerlich könne der einjährige
Kursus einer solchen der Stadtschule angeheftcten
Elaste die gehegten Erwartungen erfüllen.

Wer — hieß es — die Anforderungen der Zeit
an die Tüchtigkeit und Bildung unserer Gewerbtrei-
benden nicht zu niedrig stellt, wem die Organisation
einer Schule nicht eine willkürliche Zusammenhäu¬
fung verschiedenartigerLchrgegenstände ist, der wird
beides verneinen. Der Lehrer, welcher einen tüchti¬
gen Grund legen will, um jenen Anforderungen ent¬
sprechen zu helfen, muß das ganze Gebäude, das in
seiner spätem Entwickelung der Gewerbtreibende auf
jenem Grunde entrichten soll, einiger Maßen kennen;
er muß ein tieferes Wissen von seinem Lehrgegen-
stande haben. Ein solch' tieferes Wissen wird aber
kein Lehrer in mehr als einigen von den vielen Lchr-

gegenständen, die in dieser Elaste gelehrt werden sol¬
len, zugleich  haben können. Auch duldet eine gut
organisirte Schule kein willkürliches Anheften einer
neuen höheren Elaste. Die andern Elasten der Stadt¬
schule müßten daher in jedem Lchrgegenstände durch
innigen Zusammenhang und zweckmäßigen Uebergang
auf diese höhere Elaste vorbereitend Rücksicht nehmen,
weil jeder Lehrgegenstand in ihr das Glied einer ge¬
schlossenen Kette bilden muß.

Man müsse sich daher bestimmt gegen  die Erfül¬
lung eines solchen Vorschlages aussprechen, auch ganz
abgesehen von dem, was der Stadtmagistrat (unters .)
richtig über den Kostenpunkt bemerkt habe; weil der¬
selbe nicht die Erwartungen zu erfüllen scheine, nicht
auszuführen sei, und selbst in der Ausführung bedeu¬
tende Nachtheile mit sich führen mögte.

Auf der andern Seite mögte aber nicht zu über¬
sehen sein, daß der Vorschlag nur einer verfehlten
Erwartung von der höher» Bürgerschule seinen Ur¬
sprung verdanke, einer solchen, die man noch erfüllen
könne. Werde das Latein abgeschafft, der deutschen
Sprache, der Naturkunde und der exacten Wissen¬
schaften ein größeres Feld überlassen, so werde die
Schulzeit eine kürzere  sein können; es werde
der Uebergang aus der Stadtschule in die höhere
Bürgerschule erleichtert, und es könne auch das Schul¬
geld für die minder Begüterten niedriger gestellt
werden.

Man möge über den pädagogischen Einfluß der
lateinischen Sprache urtheilen, wie man wolle, so



werde man doch für uns die Thatsache nicht hinweg-
lcugnen können , daß dem Bedürfnisse unseres gewerb-
trcibcndcn Bürgerstandes die höhere Bürgerschule
ihre Entstehung verdanke , und eine Anstalt , die im
Wesentlichen einen communalen Standpunkt einnehme,
dürfe niemals ihres Ursprungs vergessen.

Unser Bürgerstand weiß sehr gut — wurde ge¬
sagt — , daß die Schule nicht das Handwerk lehrt,
sondern daß sie nur eine allgemein - menschliche Bil¬
dung anstreben kann . Aber er weiß auch , daß es
verschiedene Wege zu diesem Ziele giebt , und daß ein
„für den künftigen Beruf in genügender Weise vor¬
bereitender  Unterricht " den Kindern , die sich dem
Handel , Handwerk , Landbau , den technischen Fächern
u . s. w . widmen , durch das Lateinische nicht zu Theil
wird . Er wünscht deshalb , daß seine Kinder mit den
Grundlagen der Naturwissenschaften vorzugsweise be¬
kannt gemacht werden , daß auf diesem Wege ihre
Bildung angestrcbt werde . Er weiß ebenfalls wohl,
daß die Naturwissenschaft seine mechanische Beschäf¬
tigung zur geistigen macht , den Menschen über den
Standpunkt eines todtcn Werkzeugs erhebt und daß
zugleich den zerstörenden Einflüssen auf die äußere
Existenz des GewerbstandeS , durch die Concurrenz re.,
am sichersten und würdigsten durch Verbreitung na¬
turwissenschaftlicher Bildung entgegengewirkt werde,
wenngleich er sich nicht einbildet , daß dies durch die
Schule allein  gewirkt werden könne . Er weiß sehr
gut , daß cs eine Verdächtigung der Naturwissenschaf¬
ten rc. ist , wenn man sie als Beförderer des mate¬
riellen Sinnes den alten Sprachen gegenüber stellt;
und daß die Worte : Humanismus , ideale Wissenschaft,
ästhetische Bildung rc., wo man sie ihnen gegen¬
über  gebraucht , nur klingende Worte ohne erhebli¬
chen Inhalt sind.

Weshalb fügt man sich nicht endlich den Wün¬
schen der Bürger , welche auch seit mehreren Jahren
die des Stadtraths gewesen sind ? Will man sie noch
immer nicht für competent in eigener Sache betrach¬
ten ? Sollen sie noch immer nicht wissen , was ih¬
nen Noth ist (wie  gelehrt werden soll , überläßt man
ja gern den Schulmännern ) ? Man muß doch min¬
destens  anerkennen , daß die Frage , ob die lateinische
Sprache auf die Realschule gehöre , eine zweifelhafte
sei. Denn bei der im Jahre 1645 in Meißen Statt
gehabten Versammlung der Schulmänner sind von

410 Lehrern 80 gegen das Latein aufgetreten ; in
Mainz haben im vorigen Jahre von 140 Lehrern
136 gegen das Latein gestimmt!  Wenn aber
in zweifelhafter Sache die Wünsche und das Bedürf¬
nis; so mächtig sich ausgesprochen haben , so sollte
man ihnen doch so viel Gewicht mindestens beilegen,
um die schwankende Wage zum Ausschlag gegen den
lateinischen Unterricht zu bringen.

Indem daher der Stadtrath seine und seiner Vor¬
gänger frühere Anträge auf Weglassung des Unter¬
richts im Lateinischen aus dem Lehrplan der höheren
Bürgerschule wiederhole , glaube er dem Zweck der
Bittsteller das Worr zu reden , obgleich er dem Obi¬
gen nach ihr Mittel für ungeeignet halte . Mit dem
Stadtmagistrate (zu 5) darin einverstanden , daß die
Bittsteller besondere Mängel der jetzigen Einrichtung
der Stadtknabenschule nicht nachgcwicscn haben , er¬
kenne der Stadtrath jedoch den allgemeinen Vorwurf
für einiger Maßen begründet , daß das Ziel derselben
nicht hoch genug gestellt sei, wenn die meisten derje¬
nigen Schüler dorthin gewiesen würden , für deren
Bedürfnisse man früher in der höhern Bürgerschule
Befriedigung zu finden gehofft habe . Da diese aber
im Laufe der Entwickelung eine Gestalt angenommen
habe , welche sie nur den , eine „ weitere wissen¬
schaftliche  Ausbildung " bezweckenden Schülern
öffne , und da die Erfahrung zeige, daß die erste Classe
derselben wenig besucht werde , so mögte cs nöthig
sein , zu prüfen , ob dieselbe nicht von oben her zu
beschränken , nach unten hin aber zu erweitern sei.

Der Stadtrath glaube nicht , daß eine Aenderung
anders , als in Verbindung mit dem ganzen hiesigen
Schulwesen , geschehen könne . Da eine neue Orga¬
nisation der Gewerbeschule beabsichtigt werde , gegen
Beibehaltung der Trennung der Freischule von der
Stadtschule manche Stimmen erhoben seien , die
Herabsetzung des Schulgeldes oder Errichtung von
Freistellen an der höhern Bürgerschule zu berathen
sei , vielleicht auch die Frage , ob nicht die Quinta
der Gelehrtenschule wiederhcrgestellt werden müsse:
so werde die beste Art der Verhandlung dieser Ange¬
legenheiten die sein , sic durch eine gemischte , nicht
stehende , Eommission berathen zu lassen , die etwa
aus Mitgliedern des Magistrats und des Stadtraths
und einigen Lehrern der höhern Bürgerschule und
Stadtschule zu bilden sei. Auf solche commissarische
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Berathung wolle der Stadtrath ausdrücklich antra¬
gen und dabei daran erinnern, daß es höchst wün-
schcnswerth sei, die Sache bald zum Abschluß zu
bringen, um einer Seits bei Wiederbesetzung der
Oberlehrerstelle, resp. Ersetzung der Vacanz durch
Ernennung zweier Lehrer, auf die etwa zu beschließen¬
den Reformen Rücksicht nehmen zu können, anderer
Seits die Mißstimmung gegen die höhere Bürger¬
schule baldigst zu entfernen.

Die Brunnen der Stadt Jever.
Abweichend von den meisten übrigen deutschen Städ¬

ten finden wir bei uns, daß die Brunnen nicht Gemeinde-
fache, sondern Privateigcnthum sind. Daß sich dies
so in früherer Zeit gemacht hat, scheint leicht erklär¬
lich, wenn man bedenkt, daß früher die Gemeinde
oder der Staat um das Gemeinwohl sich nicht sehr
kümmerten und Jedem, wo er sich selbst helfen konnte,
dieses überließen. So war es denn auch sehr natür¬
lich, daß, als zuerst das Bcdürfniß der Brunnen ge¬
fühlt wurde, die Einzelnen und namentlich die Nachbarn
zusammcntraten und sich zur Gründung von Brun¬
nen vereinigten. Zn jetziger Zeit herrschen jedoch im
Ganzen andere Ansichten vor und sucht man das
Privat - Interesse möglichst mit dem allgemeinen zu
vereinigen. Dies scheint auch geschehen zu sein,
wenn in den meisten Städten , wo früher eine ähn¬
liche Einrichtung war, wie bei uns, die Brunnen den
Einzelnen abgenommen und auf die Gemeinden über¬
nommen wurden. Zwar ist nicht zu läugnen, daß
auch die Einzelnen bei den Brunnen ein großes In¬
teresse haben, allein auch die Gemeinde dürfte dies
nicht weniger haben.

Brunnen dürsten nämlich im Allgemeinenden
Zweck haben, gewisse Bewohner eines Ortes auf mög¬
lichst bequeme Weise mit gutem trinkbaren Wasser zu
versorgen; außerdem auch bei Feucrsgefahr so viel
als möglich Wasser zur Löschung des Feuers hcrzu-
geben. Beide Zwecke betreffen sowohl den Einzelnen
als die Gemeinde. Der Einzelne muß wünschen,
daß, wenn Feuer in seinem Hause ausbricht, er das
Wasser möglichst in seiner Nähe hat, damit das Feuer
desto eher gelöscht werden kann; die Gemeinde muß
dies wünschen, damit das Feuer nicht zu sehr um
sich greift. Dem Einzelnen ist sehr daran gelegen,

stets gutes gesundes Wasser zu haben, aber auch der
Gemeinde kann dies nicht gleichgültig sein, da das
Wohl ihrer Mitglieder von dem Genüsse guten Was¬
sers bedingt wird, und je größer die Gesundheit ihrer
Mitglieder ist, desto sicherer auch das Wohl der Ge¬
meinde ist. Gewinnt der Einzelne bei einer möglichst
guten Vertheilung und möglichster Freiheit der Be¬
nutzung der Brunnen , indem er sich dann zu dem
ersten besten wenden kann und er desto weniger Zeit¬
aufwand und Mühe davon hat , so hat auch wieder
die Gemeinde Nutzen davon, indem Alles, was ihrem
einzelnen Mitgliede zu Gute kommt, ihr mich wieder
zu Nutzen gereicht.

Daß dies nun aber eher erreicht werden kann,
wenn die Brunnen Gemeindesache sind, dürfte keinen
Zweifel leiden. Die Gemeinde, die über den ganzen
in ihrem Besitz sich befindenden Raum verfügen kann,
kann eher die Vertheilung der Brunnen so vorneh¬
men, daß sie gleichmäßig vertheilt und beim Holen
von Wasser, sei es für den häuslichen Gebrauch oder
bei Feuersgefahr, nicht zu weit entfernt sind. Bei
dem großen Raum, über den eine Gemeine zu ver¬
fügen hat, kann dieselbe eher die passende Stelle
finden, die zur Einrichtung eines Brunnens dient;
sie hat durch den großen Raum auch eher Gelegen¬
heit, eine gute Quelle aufzudecken, als die Einzelnen,
die auf einen kleineren Raum beschränkt sind. Dadurch
wird der Gemeinde eher Gelegenheit geboten, eine
Umlegung ihres Brunnens vorzunehmen, wenn dieser
eben schlechtes Wasser hat, wie leider ja bei uns der
Fall ist, und sie wird dieses auch um so eher thun,
als sie die Kosten, die mit einer Umlegung verbunden
sind, weniger zu scheuen hat , als die Einzelnen.
Letztere werden die Umlegung aber um so weniger
vornehmen, wenn die wohlhabenderen Theilnehmer
des Brunnens sich für ein für sie unbedeutendes Geld
in einen andern Brunnen eingckauft haben. Die
ärmeren Theilnehmer sind dann um so schlimmer
daran, als sie nicht auch gleich ihren wohlhabenderen
Genossen sich in einen besseren Brunnen einkaufen
können und sich mit dem schlechten Wasser, das doch
für sie fast das einzige Getränk bildet, begnügen müs¬
sen. Dieser Fall soll wiederholt bei uns Vorkommen.
Auch bei Feucrsgefahr scheint das noch ein Vorzug
des Eigenthumsder Gemeinde zu sein, daß letztere
eher sich zu Kosten zur Ausbesserung der Brunnen



1« 8

verstehen wird, als die Einzelnen, namentlich
wenn diese in dem zuletzt erwähnten Falle eines
Brunnens mit schlechtem Wasser sind. Die Ein¬
zelnen werden sich in diesem Falle weniger eilig um
Ausbesserung des Brunnens bekümmern, als die Ge¬
meinde, der daran liegen muß, daß Alles in gehöriger
Ordnung ist. Nur dürste freilich in diesem Falle
eine besondere Aufsicht für die Brunnen anzuordnen
sein, deren Inhaber sofort bei der Beschädigung eines
Brunnens der Ortsbehörde Anzeige davon zu machen
hätten. Wenn die Brunnen Eigenthum der Gemeinde
sind, ist die Verwaltung eine leichtere und weniger
Zeit und Mühe in Anspruch nehmende. Daß in die¬
sem Falle einzelne und das beste Wasser enthaltende
Brunnen überlaufen werden könnten, so daß sie auf
die Dauer nicht Wasser genug enthielten, wird nicht
zu befürchten sein, wenn die Gemeinde nur möglichst
dafür sorgt, daß alle Brunnen immer im gehörigen
Stande sind und gutes Wasser enthalten. Wenigstens
hört man in anderen Städten darüber keine Klagen.
So ließen sich der Vortheile noch mehre anführen,
die für die Uebernahme der Brunnen auf die Ge¬

meinde sprechen, wie daß die Kosten der Unterhaltung
der Brunnen für die ärmeren Klassen geringer wer¬
den müßten. Freilich würde sich mit einer solchen
Einrichtung bei uns das Unangenehme verbinden,
daß damit zugleich auch das uns bisher so thcucre
Püttbier  aufhörte, indem dieses mit der Rechnungs¬
ablage der einzelnen Brunncngenossenschaftcn eng ver¬
bunden ist und diese mit Aufhören der Genossenschaf¬
ten ebenfalls aufhörcn würde, allein thcils sind Manche
diesem Feste schon entgegen, thcils könnten diejenigen,
die cs für die Zukunft noch gern feiern wollen,  cs
auch wie bisher unter sich fortsctzcn.

Auch die Selbstverwaltung, die mit der bisherigen
Einrichtungder Brunnen verbunden war, scheint nicht
entgegcnzustehcn, denn so angenehm diese ist, so
scheint sie doch zu unbedeutend, als daß sie nicht bei
den großen Vortheilen, welche die Uebernahme der
Brunnen auf die Gemeinde für das Ganze hat, gern
zum Opfer gebracht werden dürste.

Deswegen meinen wir, sollten die Eingesessenen
der Stadt Jever gern ihre Genossenschaften aufgeben
und ihre Brunnen der Stadt übertragen.

Kleine
Oldenburg . — Unsere Landesregierung hat kürzlich,

durch Vermittelung hiesiger Kaufleute, cirea SO Last Getraide
angckaust, und wird vcrmuthlich noch mehr kaufen lassen, um
solches denjenigen Gemeinden, welche davon an die Unbemittel¬
ten aus zweckmäßige Weise vertheilen wollen, unter dem Ein¬
kaufspreise abzulaffcn. Nach Westerstede ist unter solchen Be¬
dingungen schon eine Quantität von 10 Last verkauft.

Ein Verbot des Branntweinbrenncns ist am 8. L. M.
erlassen und eiligst an die Remter versendet. Die Maßregel
kommt zu spät, um noch erheblich zu nützen.

Nach Nachrichten vom Bremer Getraidemarkt sind dort so
enorme Gctraidegcschästcabgeschlossen, daß alle seewärts zu er¬
wartenden Sendungen, an 8000 Last, als auswärtshin, nament¬
lich nach Preußen und Hessen, verkauft anzuschcn sind. Um
rasch mehr herbcizuschaffcn ist das Dampfschiff „Horsa " nach
der Ostsee entsendet, was nur angeführt wird, um zu zeigen,
welch hohe Frachten der Getraidchandcl jetzt tragen kann.
Senat und Bürgerschaft in Bremen haben eine Deputation
mit der Sorge beauftragt, daß es für den dortigen Verbrauch
nicht an Kornvorräthcn mangele, und die Anschaffung derselben
den arbeitenden Massen erleichtert werde.

lieber die Erziehungsanstalt armer Kinder zu
Niederwörresbach  im Fürstcnthum Birkcnfcld ist ein erster

Chronik.
Jahresbericht erschienen, in welchem Leser dieser Bl., welche
nach der Mitthcilung in Nr. 31 vom vor. Jahre dieser Anstalt
für Erziehung verwahrloster Mädchen Thcilnahmc zugcwendet
haben, die weitere Entwickelung derselben verfolgen können.
Man scheint dort die Aufgabe zu lösen, mit kleinen Mitteln im
kleinen Raume verhältnißmäßig viel zu leisten. Die Zahl der
dort erzogenen Kinder ist von 18 auf 33 gewachsen. Die Ko¬
sten der ersten Einrichtung(1688 Gulden) sind durch die Ge¬
schenke dazu (1032 Gulden) und den Ertrag einer Verloosung
(430 G.) nicht gedeckt, und auch die JahreSeinnahme reichte
in dem abgclaufenen schon theucrn Jahre nicht aus, um die Un¬
terhaltungskosten zu tragen, so daß ein Schuldcnstand von 784
Gulden 12 Kreuzer geblieben ist. Die Theilnahmc wohlwollen¬
der Menschen bleibt daher der kleinen Anstalt nöthig zu ihrem
Bestehen, noch nöthiger aber zu der beabsichtigte» Ausdehnung
auf die Erziehung von Knaben.

Kirch ennachvicht.
Am Himmclfahrtstagc, den 13. Mai, predigen:

Fvühprcdigt: Herr Pastor Gröning. Ans. 8 Uhr.
Hauptprcdigt: Herr Hülfsprediger Barelmann. „ 0'/, ,,
Nachm.-Predigt: Herr Kirchenrath Claußcn. „ 2

Redigirt unter Verantwortlichkeit der Vcrlagshandlung. Druck und Verlag von Gerhard Stalling in Oldenburg.
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Sonnabend, 15. Mai. L84V . M SS.

Gemeindelebcn.

Dem Professor Hinrichs ist vielfach ein Vorwurf
daraus gemacht, daß er in der Schrift „der Ver¬
fassungsstreit im HerzogthumOldenburg" behauptet,
die amtliche Bevormundung gehe, bei uns zu weit,
und wenn dies nun auch nicht in allen Fällen, von
welchen Hinrichs es behauptet, sich als wahr heraus¬
stellt, so scheint er doch darin Recht zu haben, daß
unsere Gemeindeordnungden Gemeindenwirklich zu
wenig Selbstständigkeit gewährt, als daß man von
einer Selbstbestimmung der Gemeinden, welche doch
eine Gemeindeordnungwill, reden könnte. Lesen
wir die ganze Gemeindeordnungdurch, allenthalben
finden wir Spuren von Furcht vor einer Selbststän¬
digkeit, allenthalbensehen wir die Selbstbestimmung
der Gemeinden in der Verwaltung ihrer Angelegen¬
heiten beschränkt.

Schon das muß auffallcn, daß den Gemeindever¬
sammlungen so wenig Raum für ihre Thätigkeit zu¬
gestanden ist, nur bei der Wahl des Kirchspielsvogts
und des Kirchspielsausschusses sollen sie Mitwirken.
Ob sie auch in andern Fällen thätig sein sollen, soll
in jedem einzelnen Falle von der Regierung abhan¬
gen. Schon diese Bestimmungmuß unangenehm für
die Gemeindensein. Niemandwird gern um etwas
nachsuchen, wovon er nicht sicher ist, daß er es auch
erhält; eine abgeschlagene Bitte hat immer etwas
Unangenehmes; und doch hat das Gesetz hier auch
gar keine Andeutunggegeben, in welchen andern Fäl¬

len, als in den angegebenen, eine Gemeindeversamm¬
lung statthaft sein kann. Die Gemeinden wissen
daher gar nicht, wonach sie sich zu richten haben.
Hier scheint daher vor Allem eine festere Bestimmung
nothwendigzu sein, etwa dahin, daß man den Ge¬
meindeversammlungenalle wichtigerenSachen zu¬
rrende, dem Ausschüsse dagegen nur die jährlich wie-
derkehrendcnüberlasse. Diese Einrichtung scheint auch
durchaus keine Gefahr herbcizuführen, indem unsere
meisten Gemeinden nicht gar groß sind, dann aber
die Stimmfähigkeitder Gemeindeglieder fast ganz auf
den Grundbesitz beschränkt ist. Daß aber die Ver¬
tretung der Gemeinde durch den Ausschuß, so wie
sie jetzt geschieht, nicht genügt, lehrt die tägliche Er¬
fahrung. Gar oft ist die Gemeinde, die um 4 bis
5 Mal größer ist als der Ausschuß, anderer Meinung
als dieser. Was dieser dann beschließt, ist nicht die
öffentliche Meinung, die erreicht werdensoll. Statt
daß die Verwaltung der GemeindenTheilnahmefür
die Gemeindeinteressen erregen sollte, veranlaßt sie
in dieser RegierungWenigerHaß und Bitterkeit ge¬
gen das Gemeindewesen, verletzt das Selbstgefühl
und läßt die vielen guten Folgen, die eine die ganze
Gemeinde umfassendeVerwaltung hat, nicht zu Tage
kommen.

Ein anderer Uebelstand in unserer Gemcindeord-
nung ist der, daß die Amtmänneran den Versamm¬
lungen des AusschussesTheil nehmen können. Zwar
heißt es hier, daß es nur in einzelnen Fällen ge¬
schehen soll, und man könnte glauben, daß hiergegen
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